über  die  Benützung  postalischer 
Eiririchtungen  zu  Zwecken  der 
Volksversicherung  in  England 
und  Deutschland. 


DISSERTATION 
zur  Erlangung  der  Doktorwürde 

bei  der  philosophischen  Fakultät 

der  Großherzoglich  Hessischen  Ludwigs-Universität 
zu  Gießen 

eingereicht  von 

Alfred  Hasfemann 

aus  Magdeburg, 
Telegraphendirektor  in  Gießen. 


Gießen  1910. 

Brühl'sche  Univ.-Druckerei.   R.  Lange,  Gießen. 


\ 


über  die  Benutzung  postalischer 
Einrichtungen  zu  Zwecken  der 
Volksversicherung  in  England 
und  Deutschland. 


DISSERTATION 
zur  Erlangung  der  Doktorwürde 

bei  der  philosophischen  Fakultät 

der  Groß  herzoglich  Hessischen  Ludwigs-Universität 
zu  Gießen 

eingereicht  von 

Alfred  Hagemann 

aus  Magdeburg, 
Telegraphendirektor  in  Gießen. 


Gießen  1910. 

Brühl'sche  Univ.-Druckerei.    R.  Lange,  Gießen. 


Genehmigt  durch  das  Prüfungskollegium 
am  26.  April  1910. 

Referent:   Dr.  Biermer. 


Meinen  Schwiegereltern! 


Vorwort. 


Die  Arbeit  will  einen  Beitrag  zur  Frage  der  Ver- 
billigung  der  Volksversicherung  liefern.  Sie  ist  unter  An- 
leitung des  Herrn  Professors  Dr.  Biermer  in  Gießen  ent- 
standen. Das  amtliche  englische  Material  verdanke  ich 
meinem  Kollegen,  Herrn  W.  A.  E.  Batchelor,  von  der  Post- 
office Savings  Bank  in  London.  Wertvolle  Belehrungen 
haben  mir  der  Leiter  der  Gothaer  Lebensversicherungs- 
bank, Herr  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Samwer,  und  der 
erste  Mathematiker  dieser  Bank,  Herr  Professor  Dr.  Karup, 
erteilt.  Allen  diesen  Herren  spreche  ich  auch  hier  meinen 
verbindlichsten  Dank  aus. 

H  age  man  n. 


I.  Die  britische  Post-Lebensversicherung, 
a)  Geschichtliches. 

Die  ersten,  auf  die  Einführung  einer  Art  von  Volks- 
versicherung gerichteten  Bestrebungen  datieren  in  Eng- 
land aus  dem  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts;  und 
zwai-  wurde  im'  Jahre  1807  im  Parlamente  ein  Gesetz- 
entwurf mit  der  Bezeichnung  „Armen-Versicherungsfonds" 
gleichzeitig  mit  einer  Vorlage  iiber  die  Einrichtung  einer 
Postsparkasse  eingebracht.  Es  wurden  Mittel  für  ein 
staatliches  Unternehmen  „zur  Sammlung  und  zinsbaren 
Anlage  der  Ersparnisse  Minderbemittelter"  gefordert,  um 
auch  die  ärmere  Bevölkerung  zur  Fürsorge  für  das  Alter 
und  für  die  Zeiten  schwierigeren  Erwerbs  anzuregen.  — 
Der  Entwurf  wurde  jedoch  nicht  Gesetz. 

Im  Jahre  1829  wurde  die  Staatsschuldenverwaltung 
durch  ein  Regierungsdekret  ermächtigt,  mit  Personen  im 
Alter  von  15  Jahren  'und  darüber  Rentenversicherungen 
abzuschließen.  Die  Bestimmungen  erfuhren  1833,  1839, 
1844  und  1853  Änderungen  und  Erweiterungen;  das  Jahr 
1853  ist  besonders  wichtig,  weil  damals  gestattet  wurde, 
daß  Rentenversicherer  gleichzeitig  auch  ihr  Leben  beim 
Staate  versichern  konnten.  Von  dieser  Befugnis  wurde  in- 
dessen fast  kein  Gebrauch  gemacht.  Die  Regierung  legte 
deshalb  dem  Parlamente  1864  einen  Gesetzentwurf  vor, 
der  beabsichtigte,  die  gewissermaßen  nur  in  der  Theorie 
vorhandene  staatliche  Lebensversicherung  zu  einer  prak- 
tisch brauchbaren  Einrichtung  zu  machen.  Das  vorhan- 
dene System  verlangte,  wie  bereits  angedeutet,  von  jedem, 
der  eine  Lebensversicherung  abschließen  wollte,  auch  den 
Ankauf  einer  Altersrente.    Das  doppelte  Geschäft  sollte 
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vermutlich  das  Risiko  des  Staates  einschränken,  es  diente 
aber  nur  dazu,  die  Leute  von  dem  Abschlüsse  einer  staat- 
lichen Lebensversicherung  abzuhalten.  Wer  eine  kleine  Ver- 
sicherung wünschte,  schloß  sich  einer  Sterbekasse  oder 
einer  Unterstützungsgenossenschaft  (friendly  society)  an, 
wer  eine  größere  Summe  versichern  wollte,  wandte  sich 
an  eine  Lebensversicherungsbank  —  überall  wurden  bessere 
Bedingungen  gestellt  als  von  der  Regierung. 

Die  Grundlagen  einer  Anzahl  dieser  privaten  Ein- 
richtungen waren  aber  so  wenig  solide,  daß  Zusammen- 
brüche erfolgten,  durch  welche  die  Versicherungsnehmer 

—  vielfach  Arbeiter  —  erheblich  geschädigt  wurden.  Um 
den  ärmeren  Volksklassen  entgegenzukommen,  schlug  die 
Regierung  (Gladstone)  in  dem  Gesetzentwurfe  von  1864 
der  Hauptsache  nach  die  Trennung  der  staatlichen  Le- 
bens Versicherung  von  der  Renten  Versicherung  vor.  Im' 
übrigen  enthielt  der  Entwurf  noch  Erleichterungen  in  ge- 
schäftlicher Hinsicht:   U.  a.  sollten  gewisse  —  nicht  alle 

—  Postanstalten  die  Befugnis  erhalten,  Versicherungs- 
anträge entgegenzunehmen.  Die  Lebensversicherung  sollte 
Personen  von  16 — 60  Jahren  zugänglich  sein.  Die  Prä- 
mien sollten  in  bestimmten  Zeitabschnitten  (wöchentlich, 
monatlich,  vierteljährlich,  jährlich  —  je  nach  Wunsch  des 
Antragstellers)  bei  bestimmten  Postämtern  bezahlt  werden. 
Die  Anlage  der  gesammelten  Fonds  sollte  lediglich  in 
Staatspapieren  erfolgen. 

Die  Vorschläge  der  Regierung  fanden  von  verschie- 
denen Seiten,  auch  innerhalb  des  Parlaments,  heftigen 
Widerstand.  Die  Gegner  fürchteten  die  Konkurrenz  des 
Staates  für  die  privaten  Versicherungsanstalten,  und  es  ge- 
lang ihnen,  die  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs  durch 
Zusätze  und  Einschränkungen  wesentlich  umzugestalten. 
Insbesondere  wußte  man  das  Antrags-  und  Abschlußver- 
fahren (eigenhändiger  schriftlicher  Antrag,  ärztliche  Unter- 
suchung auf  Kosten  des  Versicherungsnehmers  auch  bei 
geringen  Summen)  so  umständlich  zu  machen,  daß  das 
Gesetz,  wie  es  nachher  herauskam,  keinen  großen  Erfolg 
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hatte.  Das  System  war  19  Jahre  lang  in  Wirksamkeit; 
während  dieser  Zeit  wurden  im  Durchschnitt  jährhch  nur 
372  Lebensversicherungsverträge  abgeschlossen. 

Im  Jahre  1882  wurde  im  Unter  hause  eine  besondere 
Kommission  zu  dem  Zwecke  gebildet,  die  Erfolge  des 
Systems  zu  prüfen.  Sie  stellte  fest,  daß  der  Erlaß  ein  rela- 
tiver Fehlschlag  gewesen  war.  Als  Hauptmängel  wurden 
angeführt: 

1.  Das  Fehlen  von  Agenten  zum  Anwerben  von  Ver- 
sicherungsnehmern und  zum  Einsammeln  der  Prämien  (als 
besonders  mißlich  wurde  erkannt,  daß  nur  eine  geringe 
Zahl  von  Postanstalten  die  Befugnis  zur  Annahme  von 
Zahlungen  für  die  Lebensversicherung  hatte); 

2.  die  Höchst-  und  Mindestgrenze  der  Versicherungs- 
summe (100  und  20£); 

3.  die  zu  hohen  Prämiensätze  und  die  verwickelten 
Formalitäten. 

Die  Kommission  empfahl  recht  einschneidende  Än- 
derungen : 

a)  Die  Vereinigung  des  Versicherungsdienstes  mit  dem 
Postsparkassensystem  dergestalt,  daß  Sparkassenguthaben 
zur  Bezahlung  von  Prämien  verwendet  und  daß  Versiche- 
rungen bei  jeder  Postsparkassenstelle  abgeschlossen  wer- 
den könnten  (das  bedeutete  für  die  damaligen  Verhältnisse 
eine  Vermehrung  der  Postversicherungsstellen  —  wenn  wir 
sie  so  nennen  wollen  —  von  2000  auf  6700) ; 

b)  die  Erweiterung  der  Höchstgrenze  der  Versiche- 
rungssumme auf  200  £  und  die  Einführung  einer  mög- 
lichst niedrigen  Mindestversicherungssumme; 

c)  wesentliche  Vereinfachungen  des  Verfahrens  beim 
Abschlüsse  von  Versicherungen,  Ausdehnung  der  Alters- 
grenze nach  oben  und  unten,  Ermäßigung  der  Prämien- 
sätze. 

Die  Regierung  brachte  auf  den  Bericht  dieser  Kom- 
mission hin  noch  in  demselben  Jahre  ein  Gesetz  ein,  welches 
vor  allen  Dingen  das  staatliche  Lebensversicherungsgeschäft 
dem  Postsparkassendienste  angliederte;  dadurch  ergab  sich 
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nach  dem  Etatsvoranschlage  eine  derartige  Verminderung 
der  Unkosten,  daß  neue  Prämientabellen  mit  wesentlich 
niedrigeren  Sätzen  aufgestellt  werden  konnten.  Ferner 
wurde  die  Mindestversicherungssumme  auf  5  £  festgesetzt, 
die  Höchstsumme  von  100  £  aber  unverändert  gelassen. 
(Die  Regierung  wollte  nicht  höher  hinaufgehen,  um  dem 
Unternehmen  den  Charakter  der  V  o  1  k  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g 
zu  lassen.  Vermutlich  fürchtete  sie  auch,  durch  weitere 
Hinaufsetzung  der  Höchstsumme  den  Widerstand  der- 
jenigen Kreise  herauszufordern,  welche  mit.  den  privaten 
Lebensversicherungsanstalten  in  Verbindung  standen.)  Bei- 
behalten wurde  auch  die  Bestimimung,  daß  die  angesam- 
melten Kapitalien  nur  in  Staatspapieren  angelegt  werden 
durften. 

Die  Vorschläge  der  Regierung  fanden  im  Parlamente 
Zustimmung.  In  den  folgenden  Jahren  entwickelte  sich 
das  Geschäft  leidlich  und  warf  sogar,  wie  1893  von  einer 
aus  Ministerialbeamten  bestehenden  Kommission  festgestellt 
wurde,  verhältnismäßig  beträchtHche  Überschüsse  ab.  Die 
Prämiensätze  konnten  1896  abermals  ermäßigt  werden,  aber 
die  dadurch  bewirkte  Zunahme  von  Versicherungen  hielt 
nicht  lange  an :  in  den  nächsten  10  Jahren  (also  bis  1906) 
betrüg  der  Jahresdurchschnitt  an  neuen  Verträgen  nur  720, 
der  versicherten  Summen  nur  49  £.  Immerhin  belief  sich 
der  Überschuß  Ende  1906  auf  nahezu  78  000  £. 

Diese  Zahlen  konnten  freilich  den  Vergleich  mit  den- 
jenigen irgend  eines  Privat-Lebensversicherungsinstituts 
nicht  aushalten.  In  dieser  Erkenntnis  beauftragte  der  Ge- 
neralpostmeister Sydney  Buxton  im  Jahre  1907  eine  Kom- 
mission, zu  prüfen,  ob  es  wünschenswert  wäre,  „daß  (z.  F. 
welche?)  Schritte  unternommen  würden,  um  die  Benutzung 
der  gegenwärtigen  staatlichen  Lebensversicherung  der  Post- 
verwaltung zu  fördern". 

Der  Bericht  dieser  Kommission  ist  im  Mai  1908  fertig- 
gestellt, von  dem  Generalpostmeister  dem  Unterhause  vor- 
gelegt und  von  diesem  als  Blaubuch"  um  die  Wende 
des  Jahres  der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht  \vorden. 
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Ehe  auf  die  Ausführungen  des  Berichts  eingegangen 
wird,  ist  es  nötig,  einen  allgemeinen  Überblick  über  die 
Versicherungsbedingungen  und  die  Verwaltungsgrundsätze 
zu  geben. 


b)  Das  System. 

Die  englische  Postlebensversicherung  bietet  folgende 
Versicherungsmöglichkeiten : 

a)  Lebenslängliche  Versicherungen  mit  einmaliger  oder 
mit  jährlicher  Prämienzahlung; 

b)  abgekürzte  Versicherungen,  bei  denen  die  Versiche- 
rungssumme an  dem  Tage  fällig  wird,  wo  der  Ver- 
sicherte stirbt  oder  das  60.  Lebensjahr  erreicht  — 
ebenfalls  mit  einmaliger  oder  mit  jährlicher  Prämien- 
zahlung; 

c.)  abgekürzte  Versicherungen,  bei  denen  die  Versiche- 
rungssumme an  dem  Tage  fällig  wird,  wo  der  Ver- 
sicherte stirbt  oder  eine  bestimmte  andere  als  die 
unter  b)  bezeichnete  Altersgrenze  erreicht,  nämlich 
nach  10-,  15-,  20-,  25-,  30-,  35-  oder  40  jähriger 
Dauer  der  Versicherung.  Hier  ist  gleichfalls  so- 
wohl eine  einmalige  als  auch  eine  jährliche  Prämien- 
zahlung zulässig. 

Unter  8  und  über  65  Jahre  alte  Personen  werden  nicht 
versichert;  Die  Mindestversicherungssumme  ist  5  £,  die 
Höchstsumme  100  £.  Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  nur 
mit  5  £  versichert  werden. 

Jedermann  kann  eine  andere  Person  versichern,  so- 
fern er  nachweisen  kann,  daß  er  an  ihrem  Leben  ein  be- 
stimmtes Interesse  hat  (also  z.  B.  ein  Ehemann  seine  Erau 
und  umgekehrt). 

Ärztliche  Untersuchung  des  Antragstellers  ist  Vorschrift 
bei  Versicherungen  über  mehr  als  25  £;  sie  geschieht  auf 
Kosten  des  Staates.  Die  Prüfung  des  Gesundheitszustandes 
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erfolgt  auf  Wunsch  —  und  auf  Kosten  —  des  Versiche- 
rungslustigen auch  bei  Versicherung  geringerer  Summen. 
Hat  vor  dem  Abschlüsse  einer  derartigen  Versicherung 
keine  Untersuchung  stattgefunden,  so  hat  dies  die  nach- 
stehenden Folgen : 

a)  Wenn  bei  einmaliger  Prämienzahlung  die  ver- 
sicherte Person  innerhalb  eines  Jahres  nach  der 
Prämienzahlung, 

oder  bei  jährlicher  Prämienzahlung  vor  der 
.  Fälligkeit  der  zweiten  Jahresprämie 
stirbt,  so  wird  nicht  die  Versicherungssumme,  son- 
dern nur  der  Betrag  der  bereits  entrichteten  Prä- 
mie ausgezahlt. 

b)  Wenn  bei  einmaliger  Prämienzahlung  die  ver- 
sicherte Person  nach  Ablauf  des  ersten,  aber  inner- 
halb des  zweiten  Jahres, 

oder  bei  jährlicher  Prämienzahlung  nach  Ent- 
richtung der  zweiten,  aber  vor  Fälligkeit  der  dritten 
Jahresprämie 

stirbt,  so  wird  die  Hälfte  der  Versicherungssumme 
zahlbar  (sollte  etwa  der  Betrag  der  entrichteten 
Prämien  höher  sein,  so  wiarde  dieser  erstattet  werden). 

In  den  unter  a)  und  b)  aufgefiährten  Fällen  wird  jedoch 
dann  die  volle  Versicherungssumme  gezahlt,  wenn  der  Tod 
durch  einen  Unfall  verursacht  ist. 

Endet  die  versicherte  Person  durch  Selbstmord  oder 
durch  die  Hand  des  Scharfrichters,  so  wird  die  Versiche- 
rungssumme nicht  ausgezahlt;  auch  die  gezahlten  Prämien 
werden  nicht  erstattet. 

Jeder  Versicherungsnehmer  muß  im  Besitze  eines  Gut- 
habens bei  der  Postsparkasse  sein.  Die  Zahlung  der  Prä- 
mien erfolgt  gewissermaßen  im  Girowege,  d.  h.  am  Fällig- 
keitstage wird  der  Prämienbetrag  vom  Sparkassenkonto  des 
Versicherungsnehmers  abgeschrieben  und  in  sein  Lebens- 
versicherungskonto übertragen.  Von  diesen  Buchungen  er- 
hält der  Versicherte  schriftlich  Kenntnis.   Hat  ein  Versiehe- 
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rungsnehmer  weniger  Guthaben,  als  die  fällige  Summe  be- 
trägt, so  wird  er  10  Tage  vor  der  Fälligkeit  aufgefordert, 
seinen  Bestand  zu  ergänzen.  Wenn  dieser  Mahnung  nicht 
bis  spätestens  4  Wochen  nach  der  Fälligkeit  entsprochen 
wird,  so  ist  der  Versicherungsnehmer  in  Verzug  geraten. 
Hatte  er  erst  eine  Jahresprämie  entrichtet,  so  ist  das  Geld 
verfallen.  Stellt  er  jedoch  die  Prämienzahlung  nach  min- 
destens zweimaliger  Fntrichtung  der  Jahresrate  ein,  so 
kann  er  verlangen,  daß  ihm  entweder  ein  bestimmter  Pro- 
zentsatz der  Prämien  erstattet  oder  daß  ihm  eine  Beschei- 
nigung über  eine  herabgesetzte  Versicherung  (Freipolize) 
erteilt  wird,  deren  Summe  entweder  nach  seinem  Tode 
oder  nach  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  fällig  wird. 

Für  die  jährlichen  Prämienzahlungen  ist  auch  folgen- 
der Weg  zulässig:  Man  zahlt  auf  sein  Sparkassenkonto  ein 
Kapital  ein,  dessen  Zinsen  dem  Prämienbetrage  entsprechen, 
und  beantragt,  daß  alljährlich  die  Zinsen  nicht  dem  Spar- 
kassenguthaben zugeschrieben,  sondern  sofort  zur  Prämien- 
zahlung verwendet  werden.  Auf  diese  Weise  wird  das 
Sparkapital  nicht  angegriffen. 

Personen,  die  im  Dienste  des  Staates,  eines  Fabrikanten 
oder  eines  anderen  privaten  Arbeitgebers  stehen,  haben 
auch  die  Möglichkeit,  die  Prämien  ratenweise  durch  Ge- 
halts- oder  Lohnabzüge  zu  entrichten.  In  welcher  Formi 
diese  Beträge  der  Postsparkasse  zuzuführen  sind,  wird  von 
Fall  zu  Fall  von  dem  General-Postmeister  bestimmt.  Den 
Mitgliedern  von  Unterstützungsvereinen  und  ähnlichen  Ge- 
nossenschaften ist  auch  gestattet,  ihre  Beiträge  durch  den 
Vereinsvorstand  sammeln  und  an  die  Postsparkasse  ab- 
führen zu  lassen. 

Der  Schriftwechsel  in  Postversicherungsangelegen- 
heiten wird  von  der  Post  sowohl  in  der  Richtung  vom 
General-Postmeister  nach  dem  Versicherungsnehmer  als 
auch  umgekehrt  portofrei  befördert. 

Aus  den  Prämientabellen  seien  folgende  Fälle  an- 
geführt: 
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Ein  Zwanzigjähriger  zahlt  für  eine  Versicherungs- 
summe von  5  £ 


fällig 

Jährliche  Prämien 

einmal 

beim  Tode 

a)  dauernd  1  sh  11  d 

b)  bis  zur  Vollendung  des 

des  60.  Lebensjahres 

oder  bis  zum  früheren 

Ableben  2  sh  1  d 

2  £ 

beim  Tode 

oder  nach 

Vollen- 

dung des 

öO.Lebens- 

2  £ 

jahres 

2  sh  5  d 

6  sh  6  d 

anwendbar  auf  Ver- 
sicherungen von  5 
bis  25  £,  ohne 
Zwang  der  ärztlichen 
Untersuchung. 


Ein  Zwanzigjähriger  zahlt  für  eine  Versicherungs- 
summe von  100  £ 


fällig 

Jährliche  Prämien 

einmal 

beim  Tode 

a)  dauernd  1  ^13  sh 

b)  biszurVollendung  des 
60.  Lebensjahres  oder 
bis  zum  früheren  Ab- 
leben 1      16  sh  6  d 

39^19sh 

beim  Tode 
oder  nach 

Vollen- 
dung des 
öO.Lebens- 

jahres 

2      2  sh  6  d 

46  ^  7  sh 

anwendbar  auf  Ver- 
sicherungen von  25 
bis  100 mit  Zwang 
der  ärztlichen  Unter- 
suchung. 


Die  Verteilung  der  Prämienzahlung  auf  kürzere  Fristen 
als  ein  Jahr  ist  nicht  zugelassen,  doch  bietet  sich  demj 
wirtschaftlich  Schwachen  folgender  Weg,  der  ihm  die  Zah- 
lungen erleichtert:   er  darf  auf  sein  Sparkonto  nach  Be- 
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lieben  Einzelbeträge  von  1  Schilling  einzahlen,  die  er 
wieder  vermittelst  der  Sparkarten  ansammeln  kann.  Diese 
sind  zur  Aufnahme  von  12  Sparmarken  zu  1  Penny  ein- 
gerichtet; als  Sparmarken  werden  die  gewöhnlichen  Post- 
freimarken verwendet.  Die  voll  beklebte  Sparkarte  wird 
bei  jedem  Postamte  als  Spareinlage  von  1  Schilling  an- 
genommen. Der  Versicherungsnehmer  hat  auf  diese  Weise 
noch  den  Zinsgenuß,  der  allerdings  sehr  gering  ist;  denn 
der  Zinsfuß  beträgt  nur  21/2  v.  H.  und  Einlagen  unter  1  £ 
werden  iäberhaupt  nicht  verzinst.  Ein  weiterer  Vorteil  be- 
steht darin,  daß  die  Postsparguthaben  nicht  pfändbar  sind. 
Was  also  einmal  der  Postsparkasse  zugeführt  worden  ist, 
kann  auch  dann  zur  Aufrechter haltung  der  Versicherung 
verwendet  werden,  wenn  gegen  den  Versicherungsnehmer 
eine  Zwangsvollstreckung  im  Gange  ist. 

Besondere  Werbemittel  wendet  die  Postverwaltung  für 
die  Ausdehnung  des  Versicherungsgeschäfts  nicht  an;  sie 
hat  keine  Agenten  in  unserem  Sinne.  Jedoch  gewährt 
sie  ihren  eigenen  Angestellten  Abschlußprovisionen  im  Be- 
trage von : 

1  sh  für  Versicherungen  bis  zu  10  £ 

2  „    „  „  über  10   „    „  25  „ 

3  25  50 

^    ))      n  tf  it      5^     tf      ff  100 

Die  Provision  erhält  derjenige  Beamte,  welcher  das 
von  dem  Versicherungsnehmer  ausgefüllte  Antragsformular 
mitunterzeichnet,  d.  h.  die  Unterschrift  des  Antragstellers 
beglaubigt  hat;  der  Betrag  wird  ihm  ausgezahlt,  sobald 
der  Antrag  genehmigt  worden  ist.  Ausgeschlossen  von 
dem  Anwerbegeschäft  sind  unter  den  Postbeamten,  die 
Briefträger,  also  gerade  diejenigen,  welche  mit  dem  Publir 
kum  am  meisten  in  Berührung  kommen. 


c)  Mängel  des  Systems  und  Verbesserungsvorschläge. 

Der  oben,  unter  1,  erwähnte  geringe  Erfolg  der  Post- 
lebensversicherung  ist   nach    dem    Berichte   der  Unter- 
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suchungskommission  auf  eine  Reihe  von  Ursachen  zurück- 
zuführen, deren  hauptsächHchste  die  folgenden  sind: 

1.  Das  Institut  ist  zu  wenig  bekannt.  Zwar 
wird  durch  Aushänge  in  den  Schaltervorräumen  der  Post- 
anstalten und  auch  durch  Verteilen  von  Flugblättern  in 
den  Haushaltungen  von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  Möglichkeit, 
Lebensversicherungen  bei  der  Post  abzuschließen,  hin- 
gewiesen, aber  diese  Veröffentlichungen  sind  in  schwer- 
fälligem Amtsstil  gehalten,  so  daß  sie  nur  von  wenigen  ge- 
lesen und  von  noch  wenigeren  Leuten  verstanden  werden. 
Es  wäre  nun  trotzdem  möglich,  mit  diesen  Druckschriften 
etwas  zu  erreichen,  wenn  die  Postbeamten  mündliche  Er- 
läuterungen gäben ;  aber  merkwürdigerweise  wird  dies  nicht 
gewünscht.  Auf  der  einen  Seite  werden  also  den  Beamten, 
wie  am  Schlüsse  von  I  b)  angegeben,  Provisionen  für  den 
Abschluß  von  Versicherungen  durch  die  gedruckte  Dienst- 
anweisung versprochen,  auf  der  anderen  Seite  werden  sie 
von  der  Agitation  durch  persönliche  Einwirkung  zurück- 
gehalten. Daß  man  den  Briefträgern  die  Werbetätig- 
keit nicht  gestattet,  und  zwar  auf  Grund  ihrer  Dienst- 
anweisung, ist  noch  einigermaßen  erklärlich,  weil  es  möglich 
wäre,  daß  die  Briefbestellung  unter  der  Nebenbeschäftigung 
litte;  warum  aber  die  anderen  Beamten  —  zwar  nicht  auf 
Grund  ihrer  Dienstanweisung  aber  doch  tatsächlich  —  da- 
von zurückgehalten  werden,  ist  kaum  verständlich.  Aus 
den  Äußerungen  der  von  der  Kommission  Befragten  scheint 
man  herauslesen  zu  müssen,  daß  hier  private  Einflüsse  im 
Spiele  sind.  Der  Staat  wird  als  Konkurrent  gefürchtet! 
In  bezug  hierauf  mögen  einige  von  Kommissionsmitgliedern 
an  4  verschiedene  Angehörige  (A,  B,  C  und  D)  des  Post- 
Sparkassendepartements  gerichtete  Fragen  und  die  Ant- 
worten in  annähernd  wortgetreuer  Übersetzung  angeführt 
sein : 

A.  (Frage  301 :)  ,,Sie  sind  nicht  der  Meinung,  daß  der 
Staat  sich  auf  einem  Gebiete  nicht  betätigen  dürfe,  auf  das 
sich  Privatunternehmungen  in  reichlichem  Maße  geworfen 
haben?" 
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(Antwort:)  „Ich  bin  ganz  entschieden  der  Ansicht,  daß 
die  Regierung  das  Versicherungsgeschäft  betreiben  muß, 
um  die  Prämien  im  allgemeinen  niedrig  zu  halten." 

(Frage  302:)  „Glauben  Sie,  daß  die  Privatgesellschaften 
den  Wettbewerb  der  Postverwaltung  fürchten,  und  daß  sie 
nur  deshalb  die  staatliche  Lebensversicherung  beseitigen 
möchten?" 

(Antwort:)  „Ich  möchte  nicht  gerade  sagen,  daß  sie  sie 
beseitigen  wollten,  aber  ich  meine,  die  staatliche  Versiche- 
rung hat  ganz  bestimmt  die  Wirkung,  jene  (die  Gesell- 
schaften) einigermaßen  in  Schranken  zu  halten." 

B.  (Frage  1050  —  nach  einer  Erörterung  des  Anwerbens 
von  Versicherungsnehmern  unter  der  Postbeamtenschaft:) 
„Und  das  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  Werbe- 
tätigkeit außerhalb  der  Postverwaltung?" 

(Antwort:)  „Allerdings!  Ich  empfehle  diese  Art  der 
Propaganda  aus  gewissen  Gründen  nicht:  erstens  glaube 
ich,  würde  die  Regierung  sehr  dagegen  sein ;  zweitens  würde 
darin  eine  Konkurrenz  (den  Privatgesellschaften  gegenüber) 
liegen,  was  nicht  erwünscht  ist." 

C.  (Frage  1407:)  „Würde  die  Staatsversicherung  sich 
an  dieselben  Bevölkerungskreise  zu  wenden  haben^  wie  die 
Privatgesellschaften?" 

(Antwort:)  „Die  Ansicht,  die  ich  von  der  Sache  habe, 
ist  ungefähr  folgende:  Der  Staat  wünscht  Personen  von 
geringem  Einkommen  die  Möglichkeit  zu  geben,  sich  mit 
staatlicher  Garantie  zu  versichern;  es  genügt  vollständig, 
daß  wir  zur  Kenntnis  solcher  Leute  bringen,  es  bestehe  diese 
Möglichkeit.  Aber  ich  bin  nicht  der  Meinung,  daß  es  nötig 
sei,  weiterzugehen  und  den  Privatgesellschaften  systematisch 
das  Geschäft  zu  beeinträchtigen." 

D.  (Frage  1424:)  ,,Es  war  mir  nicht  bekannt,  daß  von 
Seiten  der  Behörde  auch  Anwerbungsbestrebungen  unter 
der  Postbeamtenschaft  nicht  gern  gesehen  würden?" 

(Antwort:)  ,,Ich  kann  Ihnen  in  bezug  auf  diesen  Punkt 
keine  bestimmte  Regel  oder  Dienstvorschrift  nennen,  aber 
die  Frage  ist  von  Zeit  zu  Zeit  erörtert  worden.   Ich  selbst 
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habe  sie  gelegentlich  angeschnitten,'  und  es  wurde  mir  er- 
widert, Parlamentskommissionen  hätten  sich  gegen  das  per- 
sönliche Anwerbesystem  ausgesprochen.  Und  das  ist  die 
allgemeine  Meinung  in  der  ganzen  Postverwaltung." 

(Frage  1436:)  „Ist  den  subpostmasters  offiziell  geradezu 
nahegelegt  worden,  nicht  über  das  Lebensversicherungs- 
system zu  sprechen?" 

(Antwort:)  „Ich  möchte  nicht  sagen,  es  sei  ihnen  nahe- 
gelegt worden,  nicht  darüber  zu  sprechen,  sondern  ich 
möchte  sagen,  es  ist  ihnen  nicht  nahegelegt  worden,  darüber 
zu  sprechen." 

Diese  Beispiele  mögen  genügen.  An  den  deutlichen 
sowohl  wie  an  den  gewundenen  Antworten  merkt  man,  daß 
der  Einfluß  der  privaten  Volksversicherungsgesellschaften 
groß  sein  muß,  andererseits  könnte  man  daraus  auch 
schließen,  daß  eine  richtig  organisierte  Staatsversicherung 
mancher  Gesellschaft  sehr  wohl  einigen  Abbruch  tun  könnte. 
(Im  ganzen  kommen,  nebenbei  bemerkt,  20  Gesellschaften 
in  Betracht,  die  1904  annähernd  24  Millionen  Polizen  über 
41/2  Milliarde  Mark  Versicherungssumme  ausgestellt  hatten, 
darunter  befand  sich  die  Prudential  mit  allein  161/2  Millionen 
Polizen  und  3  Millarden  Mark!)  Die  Befürchtung,  daß  der 
Staat  eine  den  privaten  Instituten  schädliche  Konkurrenz 
ausüben  könnte,  ist  jedoch  grundlos;  man  kann  vielmehr 
das  Gegenteil  beweisen,  wenn  man  die  Entwickelung  anderer 
gemeinnütziger  Einrichtungen  betrachtet.  So  wurden  z.  B. 
im  Jahre  1876  in  Italien  die  Post-Sparkassen  gegründet; 
die  Wirkung  auf  die  bestehenden  Sparkassen  war  folgende  :*) 

I.  bei  den  gewöhnlichen  Sparkassen  stieg  in  den  Jahren 
1876—1885 

a)  die  Zahl  der  Sparbücher  von  833760  auf  1189167 

b)  das  Gesamtguthaben    in  Lire  von  552^4  Mill.  auf  954^/2  M'ül 

c)  „  Durchschnitts- 

guthaben ...    „    „    „  663       „        803  „ 

*)  Nach  Heidemann,  Postsparkassenwesen. 
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II.  bei  den  Sparkassen  der  Kreditgenossenschaften, 
Volksbanken  und  Darlehnskassen  sind  die  Zahlen 

zu  a)  93420-323108 

zu  b)  86V4  Mill.  -  289  MilL 

zu  c)  929      „     -  894  „ 

III.  bei  den  Postsparkassen  selbst  sind  die  Zahlen 

zu  a)  57354-1  206101 

zu  b)  2V2  Mill.  -  177  Mill. 

zu  c)  43      „     -  147  „ 

Ähnliche  Beobachtungen  sind  in  Österreich  gemacht 
worden."*')  Auch  dort  war  die  Befürchtung  ausgesprochen 
worden,  „die  Staatssparkasse  werde  den  Privatsparkassen 
eine  schädigende  Konkurrenz  bereiten".  Nach  dem  Rechen- 
schaftsbericht des  K.  K.  österreichischen  Postsparkassen- 
amtes für  1885  hat  nicht  allein  die  Zahl  der  Privatspar- 
kassen, sondern  auch  diejenige  der  Sparer  bei  diesen  ganz 
erheblich  zugenommen.  Erstere  stieg  von  352  im  Jahre 
1882  auf  386  im  Jahre  1885  und  letztere  in  der  Zeit  von 
1882  bis  1884  von  1  690  540  auf  1  857  828.  Das  Guthaben 
erhöhte  sich  um  995  530  777  Fl.  Der  Geschäftsbericht  be- 
merkt hierzu,  „daß  diese  Vorgänge  eine  alte  Lehre  be- 
stätigen :  eine  einer  neuen  Idee  folgende  Bewegung  kommt 
nicht  nur  denen  zugute,  welche  sie  angeregt  haben,  sondern 
allen,  welche  die  gleiche  Tätigkeit  ausüben".  — 

Ob  die  Mitglieder  der  englischen  Kommission  zur  Prü- 
fung der  Post-Lebensversicherungsfrage  diesen  Gedanken 
erwogen  haben,  geht  aus  ihrem  Berichte  nicht  hervor.  Jeden- 
falls sind  es  Erwägungen  sozialpolitischer  Art,  die  sie  zur 
Hebung  jenes  staatlichen  Instituts  die  Notwendigkeit  her- 
vorheben lassen,  die  Postbeamten  zum  Anwerben  von  Ver- 
sicherungsnehmern zu  ermuntern.  Hauptsächlich  soll  den 
subpostmasters,  die  gleich  unsern  Postagenten  nur  im  Neben- 
berufe Postbeamte  sind,  empfohlen  werden,  für  das  Lebens- 
versicherungsgeschäft tätig  zu  sein.  Mit  vollem  Rechte  hatte 


*)  Heidemann,  a.  a.  O.  S.  107/8. 
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der  bei  den  Erhebungen  der  Komrnission  zugezogene  Post- 
meister von  Liverpool  betont,  daß  Vernachlässigungen  des 
eigentlichen  Postdienstes  durch  eine  intensivere  Betätigung 
der  Beamten  im  Versicherungsdienste  nicht  zu  befürchten 
seien,  weil  die  Beamten  nicht  nur  durch  dienstliche  Organe 
kontrolliert  würden,  sondern  auch  durch  das  Publikum 
selbst,  das  mit  Beschwerden  schnell  bei  der  Hand  sei.  Die 
Ortsbriefträger  könnten  in  ihrer  dienstfreien  Zeit  das  Ver- 
sicherungsgeschäft betreiben,  und  die  Landbriefträger  hätten 
bei  manchen  Rundgängen,  die  auch  dann  gemacht  werden 
müßten,  wenn  kerne  oder  nur  wenige  Sendungen  zu  be- 
stellen seien,  Zeit  dazu. 

Die  Höhe  der  Abschlußprovisionen  ist  allerdings,  im 
Vergleiche  zu  den  von  privaten  Anstalten  gezahlten,  gering, 
und  Inkassoprovisionen  können  überhaupt  nicht  vorkom- 
men. Eine  Liverpooler  Gesellschaft  für  Arbeiterversiche- 
rung (Volksversicherung)  zahlt  den  Agenten  als  Abschluß- 
provision die  erste  Jahresprämie  ganz  und  als  Inkassoprovi- 
sion 25  V.  H.  der  folgenden  Prämien.  Eine  andere,  und 
zwar  erstklassige  Gesellschaft  für  „große"  Lebensversiche- 
rung zahlt  je  nach  Wahl  des  Agenten  entweder  10  v.  H. 
der  ersten  Prämie  und  5  v.  H.  der  folgenden  Zahlungen 
oder  1  V.  H.  der  Versicherungssumme  und  21/2  v.  H.  der 
Prämien  (von  der  zweiten  ab).  Mit  solchen  Sätzen  können 
natürlich  die  postalischen  Vergütungen  von  1  bis  4  Schil- 
lingen für  Versicherungssummen  von  5  bis  100  £  nicht 
konkurrieren.  Jedoch  ist  zu  bedenken,  daß  für  die 
Postbeamten  der  Versicherungs-Agenturbetrieb  nur  eine 
Nebenbeschäftigung  ist,  die  zum  Teil  innerhalb  der  son- 
stigen Dienstzeit  ausgeübt  wird  oder  doch  ausgeübt  werden 
könnte,  und  daß  somit  die  aus  dieser  Nebenbeschäftigung 
herrührenden  Bezüge  nur  als  Beihilfen  zum  Gehalt  an- 
gesehen werden  dürfen.  Aber  auch  diese  geringe  Auf- 
besserung des  Einkommens  würde  von  den  Beamten  mit 
Freude  begrüßt  werden  und  sie  würden  gern  für  das  staat- 
liche Lebensversicherungsinstitut  wirken,  wenn  dies  nur  von 
ihren  Vorgesetzten  gewünscht  würde.  Die  mit  der  Prüfung 


\ 
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der  Verhältnisse  beauftragte  Kommission  hat  denn  auch 
besonders  betont,  daß  die  Postverwaltung  ihren  Angestellten 
und  vor  allen  Dingen  den  subpostmasters  zu  verstehen 
geben  müsse,  wie  erwünscht  ihr  eine  rege  Tätigkeit  ihrer 
Organe  auf  dem  Gebiete  der  Lebensversicherung  sei.  — 
Die  Beschäftigung  privater  Agenten,  d.  h.  solcher  Per- 
sonen, die  in  keinem'  dienstlichen  Verhältnisse  zur  Post- 
verwaltung stehen,  wird  jedoch  nicht  empfohlen.  Das  ist 
auch  leicht  verständlich,  denn  wenn  auch  nur  ein  Teil 
der  englischen  Postbeamtenschaft  sich  einigermaßen  intensiv 
dem  Werbegeschäft  widmete,  würde  man  genug  Agenten 
haben.  Die  Zulassung  fremder  Personen  würde  immer  noch 
einige  Verwaltungsmäßregeln  nötig  machen,  und  sei  es  auch 
nur  die  Prüfung  der  moralischen  Eigenschaften  der 
einzelnen  Bewerber. 

2.  Die  Höchstgrenze  von  100  £  hinsichtlich  der 
Versicherungssumme  i s t  z u  eng.  Diese  Tatsache  war  von 
der  Regierung  schon  1873  erkannt  worden.  Sie  hatte  des- 
halb einen  Gesetzentwurf  eingebracht,  der  die  Grenze  auf 
500  £  hinaufsetzen  wollte.  Die  Privatgesellschaften  ver- 
standen es,  ihn  zu  Falle  zu  bringen.  Ebenso  erging  es  einer 
Bestimmung,  die  in  einem  auf  Grund  der  Prüfungsergebnisse 
einer  Spezialkommission  im  Jahre  1882  aufgestellten  und 
eingebrachten  Gesetzentwurfe  enthalten  war,  nämlich :  die 
Höchstgrenze  auf  200  £  festzusetzen.  Daß  die  Zinsen  eines 
Vermögens  von  100  £  auch  dem  einfachsten  Menschen 
keinen  hinreichenden  Zuschuß  zu  dem  infolge  zunehmen- 
den Alters  sich  ständig  vermindernden  Arbeitsverdienste 
darstellen,  und  als  Notgroschen  angesehen  erst  recht  zu 
geringfügig  sind,  ist  klar;  und  sowohl  die  englische  Re- 
gierung als  auch  das  Parlament  haben  demgemäß  1906 
in  der  Workmen's  Compensation  Act  als  Höchstentschädi- 
gung für  einen  Unfall,  der  den  Tod  eines  Arbeiters  zur 
Folge  hat,  300  £  festgesetzt.  Das  Bestreben  der  Minder- 
bemittelten, ihr  Leben  in  dieser  Höhe  zu  versichern,  er- 
scheint daher  nur  verständlich.  In  Wirklichkeit  gehen  die 
Wünsche,  wie  von  den  vernommenen  Beamten  bekundet 
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wurde,  noch  viel  weiter.  Es  war  keine  Seltenheit,  daß 
Leute,  die  zunächst  mit  Versicherungen  über  kleine  Sum- 
men angefangen  hatten  und  nach  und  nach  bis  zu  100  £ 
gekommen  waren,  nun,  wo  sie  nicht  höher  gehen  konnten, 
sich  den  Rijckkaufswert  der  Police  auszahlen  ließen  und 
zu  einer  Privatgesellschaft  übergingen. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Verwaltung  ist  außerdem, 
daß  das  Verhältnis  der  Unkosten  zur  Versicherungssumme 
umso  günstiger  wird,  je  mehr  diese  steigt,  so  daß  das 
finanzielle  Ergebnis  des  Betriebszweiges  zweifellos  ein 
besseres  wird.  Die  Kommission  schlägt  deshalb  die  Er- 
weiterung der  Höchstgrenze  auf  300  £  und  eine  entspre- 
chende Steigerung  der  Provisionen  vor. 

3.  Die  Entrichtung  der  Prämien  ist  zu  um- 
ständlich. Es  ist  eine  auch  in  England  bekannte  Tat- 
sache, daß  verhältnismäßig  nur  wenig  Leute  die  moralische 
Festigkeit  haben,  konsequent  zu  sparen.  Die  Folge  davon 
ist,  daß  dem  Publikum  die  Art  der  staatlicherseits  ein- 
geführten Prämienzahlung  unbequem  erscheint  und  es  sich 
lieber  solchen  Instituten  zuwendet,  welche  die  Prämien  ab- 
holen lassen.  Ein  Arbeiter,  der  seinen  Lohn  wöchentlich 
erhält,  bezahlt  gern  wöchentlich  seine  Prämie  an  den  sich 
regelmäßig  an  einem  bestimmten  Tage  einstellenden 
Kassierer.  Daß  er  selbst  die  Geschäftsunkosten  für  den 
Kassierer  bezahlt,  daran  denkt  er  nicht.  Es  läge  nun  nahe, 
die  Briefträger  mit  der  Erhebung  oder  mit  einer  Art  von 
Verrechnung  der  Wochenprämien  zu  betrauen;  dem  steht 
aber  entgegen,  daß  die  Postboten  in  England  nicht  täg- 
lich in  jedes  Haus  kommen,  weil  der  Teil  der  Bevöl- 
kerung, um  den  es  sich  hier  handelt,  am  Postverkehr 
wenig  beteiligt  ist.  Dies  erklärt  sich  u.  a.  daraus,  daß  die 
englische  Postverwaltung  den  postalischen  Vertrieb  der 
Zeitungen  in  unserem  Sinne  nicht  kennt;  sie  befaßt  sich 
nämlich  nur  dann  mit  der  Verbreitung  von  Zeitungen, 
wenn  diese  in  der  Form  der  Drucksachensendungen  auf- 
geliefert  werden.     Das   verteuert  aber  naturgemäß  den 
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Zeitungsvertrieb,  und  deshalb  hat  die  Post  dort  damit 
weniger  zu  tun,  als  in  Deutschland.*)  Käme  der  Brief- 
träger öfters  zu  den  einzelnen  Familien,  so  wäre  fol- 
gendes Verfahren  möglich :  Er  könnte  am  Tage  des  Lohn- 
empfanges oder  am  folgenden  Werktage  —  d.  i.  meist 
der  Montag  —  an  das  Einkleben  der  Wochenmarke  in 
die  Sparkarte  erinnern  (die  Marken  müßten  natürlich  bei 
ihm    zu   kaufen  sein)  und  die  eingeklebte  Marke  sofort 

*)  Zur  näheren  Erklärung  dieser  Tatsache  mögen  hier  die  wich- 
tigsten Bestimmungen  für  den  postalischen  Zeitungsvertrieb  in  Eng- 
land folgen  (nach  S  i  e  b  1  i  s  t ,  Die  Post  im  Auslande) :  Die  Zeitungen 
und  Zeitschriften  werden  in  bezug  auf  Frankierung  eingeteilt  in  solche, 
die  beim  General-Postamt  zur  Versendung  angemeldet  und  eingetragen 
sind  (registred  -newspapers)  und  in  solche,  bei  denen  dies  nicht  ge- 
schehen ist.  Die  letzteren  werden  als  Halfpennypakete  taxiert  utid 
behandelt  (Halfpennypakete  dürfen  4  Unzen  und  in  den  Ausdehnungen 
2  zu  1  zu  1  Fuß  nicht  überschreiten.  Sie  müssen  offen  oder  in 
einem  offenen  Umschlage  versandt  werden.  Die  Taxe  beträgt  all- 
gemein 1/2  Penny,  unfrankiert  und  unzureichend  frankiert  das  Doppelte 
des  fehlenden  Frankos.  Werden  die  Gewichts-  und  Ausdehnungs- 
grenzen überschritten  oder  entsprechen  die  Sendungen  den  sonstigen 
Vorschriften  nicht,  so  werden  die  Pakete  als  Briefe  behandelt  und 
taxiert.)  Für  die  Eintragung  einer  Zeitung  beim  General-Postamte 
ist  eine  Gebühr  von  5  Schilling  für  das  Jahr  vom  Verleger  zu  ent- 
ricJiten.  Zeitungspakete  —  es  handelt  sich  immer  nur  um'  eingetragena 
Zeitungen  —  sind  bis  5  Pfund  und  in  den  Ausdehnungen 
bis  2  zu  1  zu  1  Fuß  zugelassen.  Die  Taxe  für  jede  Zei- 
tungsnummer (einschl.  der  Beilagen)  beträgt  1/2  Penny,  un- 
frankiert und  unzureichend  frankiert  das  Doppelte  des  fehlenden 
Portos.  Die  Zeitungsbeilagen  müssen  als  Teil  der  Zeitung  gekenn- 
zeichnet sein.  Zeitungspakete,  die  den  Bestimmungen  nicht  ent- 
sprechen, werden  bis  8  Unzen  als  unfrankierte  Briefe,  bei  höherem 
Gewicht  als  Postpakete  gegen  die  Taxe  für  solche  und  eine  Zuschlags- 
taxe von  1  Penny  befördert.  Zur  Eintragung  beim  General-Postam^e 
sind  nur  solche  Zeitungen  und  Zeitschriften  geeignet,  die  ganz  oder 
zu  einem  großen  Teile  aus  politischen  Nachrichten  oder  Artikeln  be- 
stehen, in  Großbritannien  gedruckt  sind  und  erscheinen,  nicht  seltener 
als  wöchentlich  einmal  ausgegeben  werden  und  endlich  auf  der  ersten 
Seite  in  einer  in  die  Augen  fallenden  Weise  und  unabgekürzt,  auf 
den  anderen  Seiten  am  Kopf  ausführlich  oder  abgekürzt,  den  Titel 
und  das  Datum  enthalten.  Die  Zeitungen  müssen  so  gefaltet  ein- 
geliefert werden,  daß  ihr  Titel  zu  lesen  ist. 
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mittelst  eines  amtlichen  Stempels  entwerten.  Die  Industrie 
stellt  ja  Stempel  her,  die  sich  automatisch  mit  Farbe  be- 
feuchten; dem  Stempel  könnte  eine  solche  Form  ge- 
geben werden,  daß  er  bequem  in  der  Briefträgertasche 
Platz  fände.  Die  sofortige  Entwertung  hätte  den  \/^orteil, 
daß  die  eingeklebte  Marke  nicht  etwa  gelegentlich  wieder 
abgelöst  würde,  wenn  gerade  ein  Brief  zu  frankieren  und 
der  Absender  zu  bequem  ist,  sich  anderwärts  eine  Frei- 
marke zu  beschaffen. 

Da  nun  also  der  Briefträger  in  England  in  den  ein- 
zelnen Haushaltungen  seltener  erscheint,  als  bei  uns,  so 
ist  dies  Verfahren  nur  dann  möglich,  wenn  besondere 
Botengänge  eingerichtet  werden.  Davon  glaubt  man  aber 
der  hohen  Kosten  wegen  absehen  zu  müssen.  Die  Kom- 
mission empfiehlt  jedoch,  die  Entrichtung  der  Prämien  in 
kürzeren,  als  jährlichen,  Fristen  in  anderer  Weise  zu  er- 
itiöglichen,  vielleicht  durch  den  Ausbau  des  Sparkarten- 
systems. Wie  dieser  Ausbau  gedacht  ist,  ist  nicht  erörtert. 
Wenn  man  die  mit  Marken  beklebten  Sparkarten  nicht 
durch  die  Briefträger  abholen  und  gegen  unbeklebte  aus- 
tauschen lassen  will,  so  bleibt  doch  nur  übrig,  daß  der 
Sparer  die  Karte  selbst  an  den  Postschalter  bringt,  und  zu 
solchem  Selbstzwange  das  Publikum  zu  erziehen,  ist  eben 
sehr  schwer. 

Es  wird  ferner  damit  gerechnet,  daß  manchem  der 
Entschluß,  sich  zu  versichern,  leichter  gemacht  werden 
könnte,  wenn  die  Prämien tabellen  nicht  die  verhältnis- 
mäßig hohen  Jahres  prämien  zeigten,  sondern  Wochen- 
oder  Vierteljahrs-Prämien.  Z.  B.  würde  ein  21  jäh- 
riger Arbeiter,  dem  man  sagt:  „Wenn  du  von  deinem 
Wochenlohne  jedesmal  3  Pence  nimmst,  dafür  eine  Frei- 
marke kaufst,  sie  auf  eine  Postsparkarte  klebst  und  diese 
Karte,  nachdem  alle  darauf  befindlichen  12  Felder  mit 
Marken  beklebt  sind,  zur  Post  trägst,  so  erhältst 
du  nach  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  30  £ 
ausgezahlt",  leichter  für  die  Lebensversicherung  ge- 
wonnen   werden,    als    wenn    ihm    mitgeteilt  würde. 
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er  müsse  zur  Erreichung  desselben  Zweckes  jähr- 
lich 1 3  sh  einzahlen.  Die  Wahrscheinlichkeit,  daß 
durch  eine  derartige  einfache  Darlegung  der  sich  für  den 
Einzelnen  bietenden  Möglichkeiten  der  Prämienzahlung  viele 
angezogen  würden,  wird  niemand  von  der  Hand  weisen. 
Hat  sich  jemand  aber  erst  an  den  regelmäßigen  Verkehr 
mit  der  Postsparkasse  gewöhnt,  so  wird  er,  wenn  seine 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  sich  bessern,  bald  dahin 
kommen,  höhere  Beträge  regelmäßig  zu  sparen  und  eine 
größere  Summe  zu  versichern.  —  Was  von  dem  Arbeiter 
auf  Wochenlohn  gilt,  gilt  ebenso  vom  kleinen  Beamten 
oder  Privatangestellten,  der  sein  Gehalt  vierteljährlich  emp- 
fängt. Auf  ihn  würden  die  Vierteljahrsprämientabellen  an- 
regender wirken  als  die  Tabellen  mit  Jahresprämien. 

Die  Kommission  bezeichnet  es  ferner  als  erwünscht, 
daß  auf  Antrag  des  Versicherungsnehmers  die  vierteljähr- 
lich entrichteten  Beträge  nicht  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
gesammelt  und  dann  als  Jahresprämie  gebucht,  sondern 
daß  sie  als  Vierteljahrsprämien  vereinnahmt  würden.  Es 
müsse  jedoch  eingehend  geprüft  werden,  ob  dadurch  nicht 
übermäßig  hohe  Unkosten  und  damit  eine  wesentliche  Er- 
höhung der  Prämiensätze  verursacht  würde.  Käme  die 
Postverwaltung  dahin,  vierteljährliche  Prämien  anzunehmen, 
so  müsse  sie  auch  diesen  Versicherungsnehmern  nach  Zah- 
lung der  ersten  Prämie  analoge  Zugeständnisse,  wiq  den 
die  Prämien  jährlich  Zahlenden,  machen. 

4.  Hinsichtlich  der  zinsbaren  Anlage  des  Ver- 
sicherungsfonds ist  bemängelt  worden,  daß  sie  ledig- 
lich in  Konsols  erfolgt,  obwohl  die  Kommission  von  1893 
schon  empfohlen  hatte,  hierzu  auch  andere  Staatspapiere 
zu  verwenden,  die  eine  bessere  Verzinsung  gewähren.  Den 
Prämientabellen  liegt  eine  Konsol-Zinsrate  von  2  £  10  sh 
für  100  £  zugrunde,  während  die  Durchschnittsrate  für 
das  Geschäftsjahr  1906  2  £  11  sh  4  d  betrug.  Der  An- 
lagegewinn hätte  gesteigert  werden  können,  wenn  zum  Teil 
auch  andere,  höher  verzinsliche  Staatspapiere  angekauft 
worden  wären  (als  solche  wurden  von  einem  der  vernom- 
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menen  Beamten  genannt:  dreiprozentige  Local  Loans, 
Transvaal  Guaranteed,  Egyptian  Guaranteed,  die  sich  alle 
nach  ihrem  'Kursstände  mit  durchschnittlich,  3V4  ^/o  ver- 
zinsten). Daß  nur  Konsols  zur  Anlage  verwendet  wurden, 
war  mehr  Sache  der  Gewohnheit,  die  sich  zum  Teile  da- 
raus erklären  läßt,  daß  diese  Papiere  leichter  verkäuflich 
sind  als  andere  Staatspapiere ;  dies  ist  allerdings  für  eine 
Sparkasse,  die  mit  einem  zeitweise  hohen  Bedarf  an  Bar- 
geld zu  ■  rechnen  .  hat,  von  wesentlicher  Bedeutung.  Die 
Kommission  wünscht  also,  daß  neben  den  Konsols  in  mög- 
lichst weitem  Umfange  besser  rentierende  Staatsschuldver- 
schreibungen (Parliamentary  securities)  zur  Anlage  der  Ver- 
sicherungsgelder herangezogen  werden.  Sie  erhofft  da- 
durch im  letzten  Ende  eine  Ermäßigung  der  Prämien.  Von 
der  Übernahme  von  Hypotheken  oder  dem  Ankaufe  von 
mündelsicheren  Privatpapieren  ist  nicht  die  Rede;  der 
Staat  behält  dadurch  die  Möglichkeit,  auf  den  Kurs  seiner 
Anleihen  regulierend  einzuwirken.  Der  Versicherungsfonds 
belief  sich  Ende  1906  auf  328  207  £. 

5.  Von  weiteren  Verbesserungsvorschlägen  sind  zu 
nennen : 

a)  Die  Ausdehnung  der  Grenze  für  Versicherungen 
ohne  ärztliche  Untersuchung  hinsichtlich  der  Höchst- 
versicherungssumme von  25  £  auf  50  £ 

b)  Eine  wesentliche  Vereinfachung  des  Antragsformu- 
lars, das  zu  viele  Fragen  enthält. 

c)  Die  Verwendung  des  Rückkaufswertes,  um  den  Ver- 
fall von  Polizen  zu  verhindern. 

d)  Die  Beleihung  von  Polizen  zu  einem  billigen  Zins- 
fuße. 

Die  Forderung  zu  a)  wird  unschwer  zu  erfüllen  sein, 
weil  nur  die  Prämientabellen  entsprechend  geändert  zu 
werden  brauchen. 

Die  Forderung  zu  b)  versteht  man  sofort,  wenn  man  er- 
fährt, daß  der  Antrag  unter  anderem  enthalten  muß  „die 
Namen  und  Adressen  von  mindestens  zwei  Personen,  von 
denen  der  General-Postmeister  Auskunft  über  das  Alter, 
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den  Gesundheitszustand,  die  Lebensgewohnheiten  (!)  und 
den  Beruf  des  Antragstellers  erhalten  kann".  Diese  An- 
gabe wird  verlangt  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  das  Alter 
des  zu  Versichernden  aus  einem  amtlichen  Geburtsscheine 
oder  aus  sonstigen,  dem  General-Postmeister  ausreichend 
erscheinenden  Unterlagen  ersichtlich  sein  muß,  und  daß 
der  Gesundheitszustand,  wenn  mehr  als  25  £  versichert 
werden  sollen,  durch  einen  Arzt  festzustellen  ist.  Man 
sieht,  wie  schwerfällig  der  staatliche  Apparat  arbeitet. 

Die  Erfiillung  der  Forderungen  zu  c)  und  d)  wird  keine 
großen  Schwierigkeiten  bieten  und  zweifellos  dazu  bei- 
tragen, das  Institut  volkstümlicher  zu  machen,  zumal  nicht 
alle  privaten  Lebensversicherungsanstalten  den  Versiche- 
rungsnehmern diese  Vorteile  bieten. 

Wenn  diese  Änderungsvorschläge,  die  mit  den  Be- 
dürfnissen, den  Lebensgewohnheiten,  dem  geistigen  Hori- 
zonte der  Kreise  des  Publikums  rechnen,  für  welche  die 
Volksversicherung  in  erster  Linie  in  Frage  kommt,  durch- 
geführt werden,  so  wird  das  staatliche  Lebensversicherungs- 
geschäft in  England  sicher  einen  bedeutenden  Aufschwung 
nehmen.  Einen  besonders  großen  Erfolg  wird  die  Um- 
gestaltung des  Anwerbewesens  haben.  Und  zwar  müßte 
zunächst  der  Versuch  gemacht  werden,  möglichst  viel  An- 
gestellte und  Arbeiter  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
sowie  auch  aller  anderen  staatlichen  Betriebe  als  Versiche- 
rungsnehmer zu  gewinnen.  Durch  diese  Leute  würde  die 
Kenntnis  von  den  Bedingungen  der  Postlebensversicherung 
in  weitere  Kreise  getragen  werden,  zumal  wenn  man  ihnen 
erläuternde  Druckschriften  in  einfacher,  leicht  verständ- 
licher Schreibweise  in  die  Hand  gibt.*)    Wenn  sich  dann 

*•)  Hier  ein  Beispiel  für  die  Schwerfälligkeit  des  englischen  Amts- 
stils (die  Übersetzung  ist  dem  Original  so  weit  möglich  angepaßt;  es 
handelt  sich  tatsächlich  um  einen  einzigen  Satz):  ,,Wenn  eine  im 
Dienste  der  Krone  oder  eines  Fabrikanten  oder  eines  anderen  indu- 
striellen Unternehmers  stehende  Person,  welche  eine  Post-Sparbank- 
Versicherung  unter  vorstehenden  Bedingungen  beantragt  hat,  wünschen 
sollte,  daß  die  nach  dem  Vertrage  zahlbaren  Prämienbeträge  vonährem 
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später  die  Postverwaltung  doch  noch  entschheßen  könnte, 
die  Prämien  durch  ihre  Boten  abholen  zu  lassen,  so  wäre 
nicht  abzusehen,  weshalb  ihr  Wettbewerb  mit  den  un- 
zweifelhaft teurer  arbeitenden  Privatgesellschaften  nicht  er- 
folgreich sein  sollte. 


II.  Ein  Vorschlag  über  die  Benutzung  der  deutschen 
Post  für  die  Volksversicherung. 

Die  Übertragung  des  englischen  Post-Versicherungs- 
systems auf  Deutschland  ist  ohne  wesentliche  Änderungen 
nicht  möglich,  weil  die  Postsparkassen  hier  nicht  eingeführt 
sind.  Daß  sie  in  absehbarer  Zeit  eingerichtet  würden,  ist 
nicht  anzunehmen,  weil  der  Reichstag  sich  ablehnend  ver- 
hält; dies  hat  sich  erst  kürzlich  wieder  bei  der  Beratung 
der  Postscheckordnung  gezeigt. 

In  der  entscheidenden  Sitzung  vom  1.  Mai  1908  wurde 
nämlich  von  konservativer  Seite  die  Befürchtung  aus- 
gesprochen, daß  „schließlich  der  Weg  des  Postschecks  zur 
Einführung  der  Postsparkassen,  wenn  auch  unter  Ver- 
meidung des  mißliebigen  Namens  führen  wird".  Die- 
Gründe,  die  im  Jahre  1885  bei  der  Beratung  der  Postspar- 
kassenvorlage zur  Ablehnung  des  Gesetzentwurfs  geführt 
haben,  wurden  wieder  geltend  gemiacht,  insbesondere  die 
Möglichkeit  hervorgehoben,  daß  den  Sparkassen  und  Kredit- 
genossenschaften Einnahmen  entzogen  würden,  sowie  daß 
die  Ersparnisse  des  platten  Landes  zentralisiert  und  nur 
auf  einem  Umwege  dem  kreditbedürftigen  Mittelstande  zu- 
geführt werden   würden.    Es  wurde  weiter  darauf  hin- 

Gehalt  oder  Lohn  einbehalten  und  an  die  Beamten  des  General- 
Postmeisters  abgeführt  würden,  und  wenn  der  Chef  des  Staatsdeparte- 
ments oder  die  Beamten,  unter  denen  oder  von  deneni  sie  (jene  Person) 
beschäftigt  wird,  willens  sind,  die  Einbehaltung  solcher  Abzüge  von 
dem  Gehalt  oder  dem  Lohne  des  Versicherungsnehmers  mit  der  Ab- 
sicht zu  übernehmen,  die  Beträge  an  die  Beamten  des  General-Post- 
meisters abzuführen,  dann  darf  der  General-Postmeister,  wenn  er  es 
für  angängig  hält.  Anordnungen  zu  diesem  Zwecke  treffen." 
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gewiesen,  wie  auch  von  der  Seite  des  Zentrums  gelegent- 
lich der  Erörterungen  der  Postscheckvorlage  vom  Jahre  1900 
die  Befürchtung  geäußert  worden  sei,  daß  der  Postscheck- 
verkehr die  verdeckte  Einführung  der  Postsparkasse  be- 
deute. Diesen  Bedenken,  die  auch  schon  in  der  Budget- 
kommission zur  Sprache  gebracht  worden  waren,  hatte  die 
Regierung  insofern  Rechnung  getragen,  als  sie  die  Ver- 
zinsung der  Scheckguthaben,  die  in  der  früheren  Vorlage 
vorgesehen  war,  ausgeschlossen  hatte.  Aus  diesen  Vor- 
gängen kann  man  folgern,  daß  mit  einer  Überwindung  der 
Abneigung  weiter  Kreise  gegen  die  Einführung  der  Post- 
sparkassen in  Deutschland  in  absehbarer  Zeit  nicht  ge- 
rechnet werden  kann. 

Wenn  das  deutsche  Reich  die  öffentliche  Lebensver- 
sicherung einführen  wollte,  so  könnte  es  sich  nur  darum 
handeln,  einen  neuen  Staatsbetriebszweig  zu  schaffen,  der 
sich  nicht  aus  einem  der  bei  der  Post  vorhandenen  heraus 
entwickeln  könnte.  Er  brauchte  also  nicht  gerade  dem 
Stamme  der  Post  aufgepfropft  zu  werden,  sondern  es  kämen 
hier  ebensogut  andere  Reichs-Verwaltungen  in  Betracht, 
z.  B.  das  Reichsamt  des  Innern,  dem  ja  auch  das  Reichs- 
Versicherungsamt  und  das  Aufsichtsamt  für  Privatversiche- 
rung unterstellt  sind.  Jedoch  ist  die  Frage  überhaupt  noch 
nicht  geklärt,  ob  sich  für  das  deutsche  Reich  die  Errich- 
tung einer  staatlichen  Lebensversicherungsanstalt  empfiehlt. 
Auf  jeden  Eall  aber  hat  der  Staat  ein  Interesse  daran,  seinen 
Bürgern  die  Lebensversicherung  zu  erleichtern.  Das  kann 
er,  auch  ohne  in  Wettbewerb  mit  Privatanstalten  zu  treten, 
indem  er  die  Post  in  den  Dienst  solcher  Versicherungs- 
gesellschaften stellt,  die  bereit  sind,  als  Gegenleistung  für 
die  ihnen  zu  Teil  werdenden  Geschäftserleichterungen  ge- 
wisse Bedingungen  gemeinnützigen  Charakters  zu  erfüllen. 
Hierher  wäre  in  erster  Linie  die  Bedingung  zu  rechnen, 
daß  die  Minderausgaben  an  Verwaltungskosten  den  Ver- 
sicherungsnehmern in  Form  von  günstigeren  Prämiensätzen 
zugute  kommen  müßten.  Ferner  aber  wäre  in  Anspruch 
zu  nehmen,  daß  die  Gesellschaften  einen  Teil  der  auf- 
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kommenden  Kapitalien  zu  Amortisationshypotheken  an  Ge- 
nossenschaften für  den  Bau  von  Arbeiterwohnhäusern  zur 
Verfügung  stellten.  Wie  Professor  Biermer  in  seiner  Schrift 
über  „Die  Geldbeschaffung  für  Arbeiterhäuser  über  die 
mündelsichere  Grenze  hinaus"  des  näheren  ausführt,  „be- 
vorzugen unsere  Versicherungsgesellschaften  in  ganz  ein- 
seitiger Weise,  aber  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  — 
Vereinfachung  der  Kapitalinvestition  —  die  großen  groß- 
städtischen Objekte.  Auf  die  ländlichen  Grundstücke  kommt 
nur  ein  Prozent  der  Beleihungen  und  nur  0,6  Prozent  der 
Beleihungssumme.*)  Von  einer  Beleihung  im  Betrage  von 
einer  Milliarde  in  den  letzten  drei  Jahren  kamen  nur  5V3 
Millionen  auf  das  platte  Land.  Auch  hat  man  die  größeren 
Objekte  bevorzugt,  denn  nach  der  Statistik  ist  die  durch- 
schnitthche  Höhe  der  Hypothek  47  000  Mark.  Die  städti- 
schen Hypotheken  lauten  durchschnittlich  auf  104  000  Mark, 
die  Berliner  betrugen  sogar  durchschnittlich  193  000  Mark". 
Also  für  den  Kleinhäuserbau  wurden  die  Kapitalien  der 
privaten  Versicherungsgesellschaften  bis  jetzt  überhaupt 
noch  nicht  nutzbar  gemacht.  Dies  würde  sich  mit  einem 
Schlage  ändern,  wenn  sich  das  Reich  dadurch,  daß  es 
unter  den  oben  genannten  Bedingungen  den  Versicherungs- 
gesellschaften durch  die  Post  einen  Teil  der  Agentur- 
geschäfte abnehmen  ließe,  sich  eine  Art  von  Mitbestimmungs- 
recht über  die  Anlage  der  Kapitalien  sicherte.  Die  Tat- 
sache, daß  ein  Teil  dieser  Gelder  zur  Förderung  des 
Heimstättenwesens  für  Minderbemittelte  zur  Verfügung  ge- 
stellt würde,  könnten  sich  dann  ihrerseits  die  Gesellschaften 
zunutze  machen,  um  dem  Gedanken  der  Volksversicherung 
Eingang  in  immer  weitere  Kreise  zu  verschaffen.  Auch 
Dr.  Kohl  nimmt  in  seinem  Vorschlage  zur  Errichtung  einer 
öffentlichen  Anstalt  für  Volksversicherungen  an,  ,,daß  die 

*)  Die  B  i  er  m  ersehe  Schrift  ist  Anfang  1909  erschienen.  Nach 
dem  neuesten  Geschäftsberichte  des  Aufsic'htsamts  für  Privatversicherung' 
lasteten  im  letzten  Berichtsjahre  auf 

landw.  Grundstücken  790  Darlehen  mit  48  722  000  M  =  l,5o/o 
städtischen     „          32  975        „         „  3  254  194  000  M  =  98,5 o/o 
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Spartätigkeit  des  kleinen  Mannes  in  hohem  Grade  an- 
gefeuert würde,  wenn  er  sähe,  daß  die  aus  seiner  Spar- 
tätigkeit resultierenden  Kapitalien  mithelfen,  seine  soziale 
Lage  zu  verbessern". 

Die  Inanspruchnahme  der  Post  würde  also  allen  Ge- 
sellschaften für  Volksversicherung  offen  stehen,  die  sich 
den  Bedingungen  des  Reichs  fügen.  Die  ganz  beträcht- 
lichen Leistungen  der  Post,  die  im  Einziehen  und  Verrechnen 
der  Prämien  beständen,  brauchten  nicht  unentgeltliche  zu 
sein ;  es  wären  vielmehr  Entschädigungen  in  solcher  Höhe 
am  Platze,  daß  sie  sowohl  zu  einer  durch  die  Diensterwei- 
terung notwendig  werdenden  Personalvermehrung  als  auch 
zur  Gewährung  einer  kleinen  Einziehungsvergütung  an  die 
Postboten  ausreichte:  Damit  wäre  wiederum  zweierlei  er- 
reicht: einmal  böte  sich  Gelegenheit  zur  Beibehaltung  oder 
vielmehr  Neuschaffung  mittlerer  Beamtenstellen.  Gerade 
jetzt  ist  die  Postverwaltung  dabei,  gewisse  Dienstverrich- 
tungen, die  Beamten  obliegen,  an  ünterbeamte  zu  über- 
tragen, was  bei  dem'  in  Deutschland  allgemein  höher  ge- 
wordenen Bildungsniveau  angängig  ist.  Sie  kann  dabei  nur 
schrittweise  vorgehen,  insoweit  nämlich,  als  Beamtenstellen 
durch  Tod  oder  Pensionierung  ihrer  Inhaber  frei  werden, 
oder  insoweit  es  sich  infolge  Zunahme  des  Verkehrs  um 
eine  Vermehrung  der  Kopfzahl  des  Personals  handelt.  Das 
Abrechnungswesen  zwischen  den  Postanstalten  und-  den 
Ober-Postdirektionen  würde  nun  zweifellos  eine  Aus- 
dehnung erfahren,  die  stellenweise  eine  Personalverstär- 
kung zur  Folge  haben  müßte,  ganz  besonders  würde  dies 
aber  der  Fall  sein  bei  den  Rechnungsstellen  der  Ober- Post- 
direktionen, bei  welchen  die  Abrechnungen  mit  anderen  Be- 
hörden und  mit  den  Versicherungsanstalten  angefertigt 
werden.  Hierhin  könnten  also  mittlere  Beamte  gezogen 
werden,  um  anderswo  Platz  für  billigere  Unterbeamten- 
kräfte zu  schaffen. 

Dann  aber  käme  als  nicht  unerwünschtes  Nebenpro- 
dukt in  Betracht,  daß  die  die  Prämien  einziehenden  Boten 
eine,  wenn  auch  bescheidene,  Besserung  ihres  Einkommens 
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erführen.  Die  „Inkassoprovision"  wäre  übrigens  durchaus 
nicht  etwa  eine  Neuerung  in  der  Postverwaltung,  denn 
schon  jetzt  erhalten  die  Beamten  und  Unterbeamten  für 
den  Vertrieb  von  amtlichen  Drucksachen  (Reichskursbuch, 
Post-  und  Telegraphen-Nachrichten  für  das  Publikum)  kleine 
Vergütungen.  Man  könnte  freilich  der  Meinung  sein,  daß 
derartige  Provisionen  nicht  zu  billigen  seien,  weil  die  Tätig- 
keit, für  die  sie  gezahlt  werden,  meist  innerhalb  der  Zeit 
ausgeübt  wird,  für  die  der  Beamte  sein  Gehalt  bezieht.  In- 
dessen ist  es  doch  klar,  daß  die  Bemühungen  des  Beamten 
in  einer  derartigen  Angelegenheit  viel  energischer  sein 
werden,  wenn  er  ein  klingendes  Interesse  daran  hat,  und 
daß  andererseits  die  Verwaltung  das  Bestreben  hat,  auch 
Nebengeschäfte,  wie  den  Vertrieb  von  amtlichen  Druck- 
schriften, möglichst  ergiebig  für  die  Reichskasse  zu  ge- 
stalten. Was  das  Einziehen  der  Lebensversicherungsprämien 
betrifft,  so  deckt  sich  das  Interesse  des  Postboten  mit  dem 
des  Versicherungsnehmers,  der  Versicherungsgesellschaft 
und  der  Postverwaltung:  Der  Bote  will  seine  Vergütung 
verdienen,  also  wird  er  seine  Versuche,  den  Prämienbetrag 
zu  bekommen,  so  oft  als  möglich  wiederholen;  dadurch 
wird  der  Versicherungsnehmer  immer  wieder  an  seine 
Schuld  erinnert  und  läßt  seine  Polize  nicht  leicht  verfallen. 
Die  Versicherungsgesellschaft  verliert  nicht  gern  einen  Ver- 
sicherungsnehmer und  die  Postverwaltung  hat  ja  ebenso 
wie  ihr  Angestellter  Anteil  an  dem  eingezogenen  Betrage. 

Die  Vermittelungstätigkeit  der  Post  ist  folgendermaßen 
gedacht:  Jede  Versicherungsdirektion  übersendet  wöchent- 
lich einmal  derjenigen  Ober-Postdirektion,  in  deren  Be- 
zirke sie  ihren  Sitz  hat,  ein  Verzeichnis  der  neu  angewor- 
benen Versicherten  unter  Angabe  der  wöchentlich  ein- 
zuziehenden Prämie.  Die  Ober-Postdirektion  verteilt  die 
Angaben  auf  neue  Verzeichnisse,  welche  für  die  ihr  selbst 
unterstellten  Postanstalten  und  für  die  übrigen  Post- 
Bezirksbehörden  (einschließlich  derjenigen  in  Bayern  und 
Württemberg)  bestimmt  sind.  Die  einzelnen  Ober-Post- 
direktionen weisen  dann  die  zu  ihrem  Bezirke  gehörigen 
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Postanstalten  wegen  der  Einziehung  der  Beträge  an;  auf 
Grund  dieser  Anweisungen  fertigen  die  Postanstalten  Listen 
an,  ähnlich  wie  dies  jetzt  für  die  Zwecke  der  Unfall-  und 
der  Invalidenversicherung  geschieht.  Die  Briefträger  und 
Landbriefträger  (oder  der  Kürze  halber:  die  „Postboten") 
ziehen  die  Prämien  genau  so  ein,  wie  sie  Zeitungsgelder 
oder  Fernsprechgebühren  einziehen.  Die  Quittungsleistung 
könnte  in  folgender  einfacher  Form  geschehen :  Der  Ver- 
sicherungsnehmer bekommt  von  dem  Agenten,  mit  dem 
er  den  Vertrag  abschließt,  eine  in  52  Felder  geteilte  Quit- 
tungskarte, in  welcher  die  Wochenprämie  angegeben  ist. 
Nach  Empfang  des  Betrages  quittiert  der  Postbote  durch 
Abdruck  eines  Stempels,  wie  er  oben  Seite  24  beschrieben 
ist  (der  Stempelabdruck  könnte  etwa  ein  Posthorn  darstellen, 
das  sich  zwischen  einer  Zahl  in  arabischen  und  einer  in 
römischen  Ziffern  befindet;  die  arabische  würde  die 
Nummer  des  Boten,  die  römische  die  Nummer  des  Ober- 
Postdirektionsbezirks  bedeuten).  Sind  die  Felder  einer  Karte 
sämtlich  gestempelt,  so  nimmt  sie  der  Postbote  nach  Aus- 
stellung einer  einfachen  Zwischenquittung,  zu  der  er  For- 
mulare (Karte  Nr.  .  .  .  erhalten.  Stempelabdruck")  mit  sich 
führt,  nach  seiner  Postanstalt  mit.  Dort  wird  die  Karte 
aufgerechnet,  der  Betrag  auf  eine  neue  Karte  übertragen 
und  diese  dem  Boten  bei  dem  nächsten  Bestellgange  mit- 
gegeben. (Ist  der  Postbote  bei  einer  Postagentur  angestellt, 
so  muß  das  dieser  zu  Abrechnungszwecken  vorgeordnete 
Postamt  die  Neuausfertigung  der  Karte  übernehmen.  Die 
für  das  gesamte  Einziehungsgeschäft  erforderlichen  For- 
mulare müßten  die  Versicherungsgesellschaften  der  Post 
natürlich  liefern.)  Der  Postbote  händigt  die  neue  Karte 
dem  Versicherten  gegen  Einziehung  der  Zwischenquittung 
aus,  die  er  der  Postanstalt  abzuliefern  hat.  Die  Postanstalt 
verrechnet  die  aufgekommenen  Gelder  durch  die  gewöhn- 
liche monatliche  Abrechnung  mit  ihrer  Bezirks-Oberpost- 
kasse  und  diese  rechnet  weiter  mit  derjenigen  Ober-Post- 
kasse ab,  die  in  rechnerischem  Verkehr  mit  der  Lebens- 
versicherungsanstalt steht.  Die  vollgestempelten  Quittungs- 
karten nehmen  denselben  Weg. 
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Für  diese  Leistungen  erhält  die  Post  5  o/o  der  ein- 
gezogenen Prämien;  davon  gibt  sie  2  o/o  an  die  einziehenden 
Postboten  weiter,  3  o/o  kann  sie  zu  Personaiverstärkungen 
verwenden.  Nimmt  man  an,  daß  sich  alle  deutschen  Ge- 
sellschaften für  Volksversicherung  der  Post  in  der  an- 
gegebenen Weise  bedienen  und  legt  man  die  vom  Kaiser- 
lichen Aufsichtsamte  für  Privatversicherung  über  den  Stand 
der  V'olksversicherung  im  Jahre  1907  veröffentlichten 
Zahlen  zugrunde,  so  ergeben  sich  folgende  Beträge: 

Die  Gesamtprämieneinnahme*)  hat  betragen  83  096  000  t/^, 

die  Inkassoprovision      ....    .,   .  .  9  604000  „ 
(=  rd.  11,5 /yol)   .  .^  - 

die  Post  würde  erhalten  5  o/o  =     .    .     4  154  800  „ 

also  würden  den  Versicherten  zugute 

kommen     .    .   ,    .:  .    .    .    ,    .    ,     5449200  „ 

Um  diesen  Betrag  würden  entweder  die  Prämien«  herab- 
gesetzt .  werden  können  oder  die  versicherten  Summen 
könnten  entsprechend  erhöht  werden.  Dem  Einziehung^- 
personale  der  Post  würden  1  661  920  zufließen,  und 
2  492  880  ständen  der  Post  zur  Verstärkung  ihres  Per- 
sonals zur  Verfügung.  Wieviel  mittlere  und  untere  Be- 
amte für  2 1/2  Million  mehr  angestellt  werden  können, 
braucht  hier  nicht  berechnet  zu  werden.,  weil  sich  nicht  über- 
sehen läßt,  .  wieviel  Mehrarbeit  der  neue  Geschäftszweig 
der  Post  mit  sich  bringen  wird.  Es  darf  jedoch  erwähnt 
werden,  daß  mit  Sicherheit  nur  die  Buchhalterstellen  bei 
den  Ober-Postkassen  und  die  Bureaubeamten  in  den  Rech- 
nungsstellen der  Ober-Postdirektionen  vermehrt  zu  werden 
brauchten.  Bei  vielen  Postanstalten  dagegen  werden  gar 
keine,  bei  einigen  sogenannte  „halbe"  Kräfte  und  nur  bei 
wenigen  ganze  Beamtenkräfte  einzustellen  sein.  Die  Prä- 
mien werden  an  den  meisten  Orten  von  den  Postboten 
gelegentlich  solcher  Bestellgänge  eingezogen  werden 
können,  bei  denen  nur  eine  geringe  Zahl  von  Briefsendungen 

*)  der  13  großen  die  Volksversicherung  betreibenden  Gesellschaften!  - 
Die  Volksversicherung  der  Berufsvereine  ist  außer  Betracht  gelassen,  weil 
diese  nur  ganz  geringe  (kaum  mehr  als  1  v.  H.)  Inkassospesen  haben. 


—    35  — 


u.  dergl.  abzutragen  ist.  Da  außerdem  damit  gerechnet 
werden  kann,  daß  die  Unterbeamten,  um  die  Provision  zu 
verdienen,  manchen  Einziehungsversuch  auch  in  ihrer  dienst- 
freien Zeit  machen  werden,  so  wird  eine  besonders  starke 
Vermehrung  der  Bestellkräfte  kaum  nötig  sein. 

Wenn  etwa  die  jetzt  in  manchen  Kreisen  der  deut- 
schen Volksvertretung  herrschende  Abneigung  gegen  die 
,;Vergrößerung  des  Beamten heeres"  weiter  an  Boden  ge- 
winnen und  der  Durchführung  des  Vorschlags  lediglich 
aus  diesem  Grunde  wirksamer  Widerstand  entgegengesetzt 
werden  sollte,  so  könnte  bezüglich  der  Verrechnung  der 
eingezogenen  Prämiengelder  auch  dieses  Verfahren  ein- 
geführt werden :  Die  Postämter  führen  die  Beträge  nicht 
monatlich  an  ihre  Ober-Postkasse  ab;  sondern  überweisen 
sie  wöchentlich  mittelst  Zahlkarten  an  dasjenige  Post- 
scheckamt, bei  dem  die  Versicherungsgesellschaft  ein  Konto 
hat.  Gleichzeitig  schickt  jedes  Postamt  einen  Brief  mit 
einer  Zusammenstellung  der  erhobenen  Beträge  an  die  Ge- 
sellschaft ab;  die  Geldüberweisung  und  der  Brief  sind 
portopflichtig.  Die  Postverwaltung  erhält  dann  statt 
5  nur  3  o/o  der  eingezogenen  Prämien,  kann  also  nur  1  7o 
zur  Verstärkung  der  Beamtenkräfte  verwenden ;  sie  hat 
aber  den  Vorteil  der  Mehreinnahmen  an  Porto. 

Für  die  Versicherungsgesellschaften  ergibt  sich  fol- 
gendes Exempel :  Zunächst  führen  sie  2  o/o  weniger  an  die 
Post  ab,  d.  h.  bei  83  096  000  Ji  Prämien     .    1  661  920  Ji 

An  Unkosten  erwachsen  ihnen  durch 
den  Verkehr  mit  rund  5000  Postäm- 
tern in  52  Wochen : 

a)  an  Briefporto : 

5000  X  52  X  10  Pf .  =     ...        26  000  M 

b)  an  Geldüberweisungsgebühr: 

(je  5  Pf.  für  die  Zahlkarte,  7  Pf. 
für  jede  Buchung  über  600  hinaus 
und  3  Pf.  anteilige  Kosten  für  die 
baren  Rückzahlungen,  also): 
5000  X  52  X  15  Pf.  =     .    .    .        39(H)0  „ 

Zus.:       65 000  Ji 


Für  alle  Gesellschaften  daher 
13  X  65000  =     .    .    .  . 


845  000  M 


Um  diese  Summe  verringert  sich  der 
oben  angegebene  Betrag  von  1  661  920 
Mark.  Es  bleiben  mithin   816  920  J^, 

die  zur  Vermehrung  der  Versicherungsbeamten  usw.  ver- 
wendet werden  können.  Wird  dieser  Betrag  dazu  aus- 
reichen? Höchstwahrscheinlich  —  wie  nachstehende  Be- 
rechnung zeigt: 

Bei  jeder  Versicherungsgesellschaft  gehen  wöchent- 
lich 5000  Briefe  von  den  Postämtern  ein,  die  bearbeitet 
werden  müssen  (es  soll  ganz  davon  abgesehen  werden, 
daß  dafür  auch  eine  nicht  geringe  Zahl  der  jetzt  von  den 
Generalagenturen  abgesandten  Briefe  wegfällt).  Wenn  die 
Woche  zu  50  Dienststunden  angenommen  wird,  so  müssen 
in  einer  Stunde  100  Briefe  erledigt  werden,  dazu  dürften 
aber  15  Buchhalter  bei  richtiger  Arbeitsteilung,  auf  die 
sich  ja  unsere  kaufmännischen  Großbetriebe  ausgezeichnet 
verstehen,  genügen.  Dies  ergibt  also  für  13  Gesellschaften 
zusammen  195  neue  Buchhalter,  die  mit  jährlich  3500  M 
(unter  Berücksichtigung  der  Aufwendungen  für  die  Pen- 
sionsfonds)  besoldet  sein  mögen.  Von  den  zur  Verfügung 
stehenden        ....   816920  M 

gehen  also  195  x  3500  =      ......    682500  „ 

für  Besoldungen  ab,  es  bleiben      ....    134  420  i/^, 

d.  i.  für  jede  Gesellschaft  mehr  als  10  000  Ji  jährlich  für 
besondere  Aufwendungen,  wie  etwa  Erweiterung  der  Ge- 
schäftsräume. Außerdem  aber  darf  nicht  übersehen  werden, 
daß  den  Gesellschaften  bei  dieser  Art  der  Verrechnung 
der  Prämiengelder  ein  nicht  unerheblicher  Zinsgewinn  zu- 
fließt, weil  sie  allwöchentlich  über  die  eingezogenen  Be- 
träge verfügen  können.  Im  anderen  Falle  dagegen  ent- 
gehen ihnen  für  etwa  zwei  Monate  die  Zinsen,  weil  die 
Postämter  mit  den  Ober-Postkassen,  wie  oben  erw^ähnt, 
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nur.  monatlich  abrechnen  und  zwischen  einzelnen  Ober- 
Postkassen  eine  weitere  Abrechnung  erforderlich  ist.  Hier 
steht  aber  der  Tatsache  des  Zinsverlustes  die  gegenüber, 
dajß  sich  das  Rechnungsgeschäft  der  Gesellschaften  verein- 
facht; denn  sie  verkehren  hinsichtlich  der  Prämienverrech- 
nung nicht  mit  einer  Mehrzahl  von  Generalagenturen,  son- 
dern nur  mit  einer  einzigen  Ober-Postkasse. 

Beide  Wege  führen  also  dahin,  die  Unkosten  für  die 
Prämieneinziehung  um  mehr  als  die  Hälfte  zu  verringern. 
Ein  weiterer  Vorteil  der  Versicherungsgesellschaften  besteht 
darin,  daß  Veruntreuungen  weniger  zu  befürchten  sind, 
wenn  das  Einziehungsgeschäft  in  den  Händen  von  Be- 
amten liegt,  als  wenn  es!  von  Privatpersonen  besorgt  wird. 
Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Untreue  von  Agenten 
der  Anlaß  zur  Schädigung  des  Ansehens  der  Gesellschaft 
sein  kann,  deren  Vertreter  sie  waren,  zumal  wenn  sich 
solche  Fälle  in  einer  und  derselben  Gegend  —  Inspektions- 
oder Generalagentur-Bezirk  —  zufällig  in  einem  kurzen 
Zeiträume  wiederholen  sollten. 

Diesen  Vorteilen  gegenüber  dürfte  die  verlangte  Gegen- 
leistung: Anlage  eines  Teiles  des  Versicherungsfonds  in 
Arbeiterhäusern  —  nicht  als  unangemessen  erscheinen.  Der 
wievielte  Teil  dieser  Gelder  so  anzulegen  wäre,  darüber 
würde  es  einer  Vereinbarung  zwischen  den  Gesellschaften 
und  dem  Reichs-Aufsichtsamte  bedürfen.  Zweckmäßig 
würden  die  Kapitalien  den  Baugenossenschaften  nach  dem' 
Grundsatze  zur  Verfügung  zu  stellen  sein,  daß  sie  pro- 
zentualiter  denjenigen  Gegenden  zugute  kommen,  aus 
welchen  sie  herstammen,  d.  h.  wenn  einer  Gesellschaft 
mehr  Prämiengelder  aus  der  Provinz  Westfalen  als  aus 
der  Provinz  Hannover  zufließen,  so  soll  sie  den  west- 
fälischen Baugenossenschaften  auch  mehr  zuwenden  als  den 
hannöverischen.  Daß  die  Veröffentlichungen  über  die 
Höhe  der  für  diese  Zwecke  bereitgestellten  Summen  dazu 
beitragen  werden,  die  Volksversicherung  bei  dem  kleinen 
Manne  immer  beliebter  zu  machen,  ist,  wie  oben  schon 
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angedeutet,  mit  Sicherheit  anzunehmen.  Bessern  sich  aber 
die  Wohnungsverhältnisse,  so  tun  es  auch  die  Gesundheits- 
verhältnisse, d.  h.  die  Menschen  leben  länger  —  und  diesem 
Ziele  näher  zu  komtnen,  ist  nicht  nur  ein  Interesse  der 
Staaten,  sondern  auch  der  Lebensversicherungsgesell- 
schaften. 


Benutzte  Werke. 
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Im  Februar  1889  trat  ich  als  Eleve  in  den  Postdienst  ein, 
legte  1892  die  Postsekretärprüfung  ab,  wurde  1894  etats- 
mäßig angestellt  und  bestand  1896  die  höhere  Verwaltungs- 
prüfung für  Post  und  Telegraphie.  1897  wurde  ich  Ober- 
Postdirektionssekretär,  1902  Telegrapheninspektor,  1904 
Ober-Postinspektör  und  1908  Telegraphendirektor.  In 
dieser  Eigenschaft  wurde  ich  nach  Gießen  versetzt,  wo 
ich  erwünschte  Gelegenheit  fand,  meine  nationalökono- 
mischen Kenntnisse  in  den  Vorlesungen  und  Übungen  des 
Herrn  Professors  Dr.  Biermer,  die  ich  vier  Semester  lang 
besuchte,  zu  vertiefen. 

Gießen,  19.  April  1910. 

Alfred  Hagemann. 


